
 

 
Herausgeber: Stadt Gütersloh – Der Bürgermeister ● Druck: Druckservice Stadt Gütersloh ● Erscheinungsweise: nach Bedarf (i. d. Regel vor 
einer Ratssitzung) ● Verteiler: liegt kostenlos aus u. a. im Rathaus, der Volkshochschule, der Stadtbibliothek Gütersloh, bei den Stadtwerken, der 
Kreisverwaltung Gütersloh, in den Geschäftsstellen der Sparkasse Gütersloh sowie der Volksbank Gütersloh ● Internet: http://www.guetersloh.de  
● Bezug: kostenloser Versand per E-Mail, Bestellungen sind zu richten an:  
dustin.kramer@guetersloh.de oder Stadt Gütersloh, Personal, Organisation und IT, Berliner Straße 70, 33330 Gütersloh, Telefon 0 52 41 / 82 – 
22 20, Fax 0 52 41 / 82 – 35 39 
 

Amtsblatt 
Amtliches Bekanntmachungsorgan der Stadt Gütersloh 

Nummer Bezeichnung Seite 

114/2021 XV. Nachtragssatzung vom 17.12.2021 zur Satzung der Stadt Gütersloh über die Stra-
ßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- 
und Gebührensatzung) vom 07.03.2007 

169 

115/2021 XX. Nachtragssatzung vom 17.12.2021 zur Satzung der Stadt Gütersloh über die Kos-
tendeckung für die Grundstücksentwässerung sowie die Abwälzung der Abwasserabga-
be (Gebührensatzung für die Grundstücksentwässerung) vom 27.06.2003 

170 

116/2021 XXXIV. Nachtragssatzung vom 17.12.2021 zur Satzung über die Kostendeckung der Ab-
fallbeseitigung in der Stadt Gütersloh (Abfallbeseitigungsgebührensatzung) vom 
27.12.1978 

171 

117/2021 Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufhebung der Ordnungsbehördlichen Verordnung 
über einen verkaufsoffenen Sonntag anlässlich der Veranstaltung „Michaeliswoche“ in 
der Stadt Gütersloh vom 14.09.2018 in der Fassung der 1. Änderungsverordnung vom 
30.04.2021 

172 

118/2021 Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung der 12. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Stadt Gütersloh (FNP 2020) und Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. 263/7 „Einzelhandel Neuenkirchener Straße“ 

173 

119/2021 Veröffentlichung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes der Stadtwerke Güters-
loh GmbH, der Netzgesellschaft Gütersloh mbH und der Stadtbus Gütersloh GmbH zum 
31.12.2020 

175 

 
 
 
114/2021 
 
XV. Nachtragssatzung vom 17.12.2021 zur Satzung 
der Stadt Gütersloh über die Straßenreinigung und 
die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 
07.03.2007 

 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 und 2 und des § 41 Abs. 1 
Satz 2 f der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. 
NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.09.2020 (GV. NRW. S. 916), der §§ 3 und 4 des 
Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen 
(StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV. NRW. S. 706/ 
ber. 1976 S. 12), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25.10.2016 (GV. NRW. S. 868), und der §§ 4 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 
712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2019 
(GV. NRW. S. 1029), hat der Rat der Stadt Gütersloh 
in seiner Sitzung am 17.12.2021 die folgende XV. 
Nachtragssatzung zur Satzung der Stadt Gütersloh 
über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung) vom 07.03.2007 beschlossen:  
 

 
 
 

Artikel I 
Änderung von Satzungsbestimmungen 

 
§ 6 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
„(3) Die Benutzungsgebühr beträgt jährlich je m² 

Grundstücksfläche: 
 

a) bei einer einmaligen wöchentlichen Reinigung 
der Fahrbahn:           0,0765 EUR 
Wird mehrmals wöchentlich gereinigt, verviel-
facht sich die Benutzungsgebühr entspre-
chend. 

 
b) Zusätzlich für die Winterwartung: 0,0232 EUR 
 

Wird nur die Kehrung oder die Winterwartung von 
der Stadt ausgeführt, so wird lediglich die zu Buch-
stabe a) oder b) ausgewiesene Teilgebühr erhoben. 
Bei der Gebührenberechnung wird die nach Abs. 1 
ermittelte Grundstücksfläche in vollem Umfang be-
rücksichtigt." 

 
Artikel II 

Änderung des Straßenverzeichnisses 
   siehe Anlage 
 

 

  
 Ausgabetag: 

  19. Jahrgang 22.12.2021 Nr. 28 
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Artikel III 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung da-
rauf hingewiesen, dass eine Verletzung der Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ih-
rer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Rates 

vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber 

der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Gütersloh, den 17.12.2021 
 
Norbert Morkes 
Bürgermeister 
 
Anlagen 

 
Diese Bekanntmachung erhalten Sie unter 
www.ortsrecht.guetersloh.de 
Rubrik Stadtreinigung 
 
 
 
115/2021 
 
XX. Nachtragssatzung vom 17.12.2021 zur Satzung 
der Stadt Gütersloh über die Kostendeckung für 
die Grundstücksentwässerung sowie die Abwäl-
zung der Abwasserabgabe (Gebührensatzung für 
die Grundstücksentwässerung) vom 27.06.2003 

 
Aufgrund der §§ 7, 41 Abs. 1 Satz 2 f der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. 1994 S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 29.09.2020 (GV. NRW. S. 916), der §§ 4, 6 und 
10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. 
NRW. 1969 S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 19.12.2019 (GV. NRW. S. 1029), des Gesetzes 
über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Ge-
wässer (Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.01.2005 
(BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 22.08.2018 (BGBl. I S. 1327), und der §§ 64 und 
65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. 
NRW. 1995 S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 04.05.2021 (GV. NRW. S. 560, ber. S. 718), hat 
der Rat der Stadt Gütersloh in seiner Sitzung am 
17.12.2021 folgende XX. Nachtragssatzung zur Sat-
zung der Stadt Gütersloh über die Kostendeckung für 
die Grundstücksentwässerung sowie die Abwälzung 
der Abwasserabgabe (Gebührensatzung für die 
Grundstücksentwässerung) vom 27.06.2003 be-
schlossen:  
  

Artikel I 
Änderung von Satzungsbestimmungen 

 

1. § 2 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„(3) Die auf dem Grundstück verbrauchten oder zu-
rückgehaltenen nicht messbaren Wassermengen so-
wie die zurückgehaltenen messbaren Wassermengen 
sind spätestens bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist 
gegen den Veranlagungsbescheid geltend zu machen. 
Der Nachweis der zurückgehaltenen nicht messbaren 
Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. Der 
Abzug der auf dem Grundstück verbrauchten oder zu-
rückgehaltenen messbaren Wassermengen (Absatz 1 
Satz 3) ist nur bei der Verwendung von einer durch die 
Stadt Gütersloh anerkannten und registrierten Was-
sermesseinrichtungen möglich. Frischwasser, welches 
zum Befüllen von Schwimmbecken (Pools) verwendet 
wurde, ist vom Frischwasserabzug ausgeschlossen." 
 
2. § 2 Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„Die ausgefüllte Bescheinigung ist beim Fachbereich 
Finanzen der Stadt Gütersloh vorzulegen." 
 
3. § 2 Absatz 9 wird wie folgt gefasst: 
 
„(9) Die Stadt erkennt als zuverlässige Wassermess-
einrichtungen sowohl für die Bestimmungen der Ein-
führungswassermengen nach Absatz 2, für die Best-
immungen der abzuziehenden messbaren Wasser-
mengen nach Absatz 3 Satz 2 als auch für die Best-
immungen der Einführungswassermenge bei privaten 
Wasserversorgungsanlagen nach Absatz 5 aus-
schließlich Wasserzähler an, die den Bestimmungen 
des Mess- und Eichgesetzes und der Mess- und Eich-
verordnung in ihrer jeweils gültigen Fassung entspre-
chen. Der Gebührenpflichtige hat den Wasserzähler 
auf seine Kosten einbauen, manipulationssicher ver-
plomben und bei Defekt bzw. vor Ende der Eichfrist 
gegen einen geeichten Zähler austauschen zu lassen. 
Wasserzähler mit abgelaufener Eichfrist dürfen laut 
§ 37 Abs. 1 Mess- und Eichgesetz nicht verwendet 
werden, daher dürfen auch die Messwerte solcher 
Zähler nicht verwendet werden. Anhand einer Be-
scheinigung und Fotos sind dem Fachbereich Finan-
zen die Eignung privater Wasserzähler, der korrekte 
Einbau sowie die manipulationssichere Verplombung 
durch einen Fachbetrieb nachzuweisen. Der Nachweis 
hat innerhalb von 4 Wochen nach Einbau zu erfolgen. 
Für die Bescheinigung ist das Formular der Stadt Gü-
tersloh, Fachbereich Finanzen, zu verwenden." 
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4. § 4 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Gebühr für die nach § 2 berechnete Einfüh-
rungswassermenge beträgt einschließlich der an das 
Land NRW zu zahlenden Abwasserabgabe für 
Schmutzwasser: 
 

a) Für Gebührenpflichtige (§ 8), die bis zum 
31.12.1984 Geldleistungen für den Investiti-
onsaufwand der Einrichtungen und Anlagen 
der Stadtentwässerung entrichtet haben, 
 

2,51 EUR pro cbm. 
 
Diese Bestimmung gilt entsprechend für Ge-
bührenpflichtige, die noch Geldleistungen 
nach Ablauf einer gewährten Stundung zu ent-
richten haben oder deren Anschlussmöglich-
keit bis zum 31.12.1984 hergestellt worden ist, 
deren Veranlagung aber erst später erfolgt. 

 
b) Für Gebührenpflichtige, bei denen die städti-

sche Abwasseranlage für Schmutzwasser erst 
nach dem 31.12.1984 hergestellt wurde, 

 
2,53 EUR pro cbm.“ 

 

5. § 4 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„(2) Für gewerbliche und industrielle Abwasser mit er-
höhter Verschmutzung wird eine Zusatzgebühr (Ver-
schmutzungszuschlag) erhoben. Die Höhe der Ver-
schmutzung bestimmt sich nach dem biochemischen 
Sauerstoffbedarf nach 5 Tagen, ausgedrückt in Milli-
gramm je Liter (BSB5 mg/l) des eingeleiteten Abwas-
sers. Eine erhöhte Verschmutzung liegt vor, wenn der 
BSB5-Wert 400 mg/l überschreitet. Dieser Zuschlag 
beträgt bei einer Verschmutzung 
 
bis zu     800 mg/l BSB5 0,03 EUR, 

bis zu 1.200 mg/l BSB5 0,08 EUR 

 
je cbm eingeleitetes Schmutzwasser. Bei einer Ver-
schmutzung von mehr als 1.200 mg/l BSB5 erhöht 
sich dieser Zuschlag um 0,11 EUR für jede angefan-
gene weitere Überschreitung um 400 mg/l BSB5. Die 
Erhebung der Zusatzgebühr unterbleibt, wenn die Jah-
reswassermenge des Einleiters 1.000 cbm nicht über-
schreitet.“ 
 
6. § 5 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„(1) Die Gebühr für Niederschlagswasser nach § 3 be-
trägt für das laufende Kalenderjahr für jeden Quad-
ratmeter bebauter und/oder befestigter Fläche ein-
schließlich der an das Land NRW zu zahlenden Ab-
wasserabgabe für Niederschlagswasser 
 

0,68 EUR.“ 
 

Artikel II 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung da-
rauf hingewiesen, dass eine Verletzung der Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ih-
rer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Rates 

vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber 

der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Gütersloh, den 17.12.2021 
 
Norbert Morkes 
Bürgermeister 
 
Diese Bekanntmachung erhalten Sie unter 
www.ortsrecht.guetersloh.de 
Rubrik Stadtreinigung 
 
 
 
116/2021 
 
XXXIV. Nachtragssatzung vom 17.12.2021 zur Sat-
zung über die Kostendeckung der Abfallbeseiti-
gung in der Stadt Gütersloh (Abfallbeseitigungs-
gebührensatzung) vom 27.12.1978 

 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 und 2 und des § 41 Abs. 1 
Satz 2 f der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 /SGV. 
NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.09.2020 (GV. NRW. S. 916), des § 9 des Lan-
desabfallgesetzes (AbfG NRW) v. 21.06.1988 (GV. 
NRW. S. 250), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
07.04.2017 (GV. NRW. S. 442) und der §§ 4 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 
712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2019 
(GV. NRW. S. 1029), hat der Rat der Stadt Gütersloh 
in seiner Sitzung am 17.12.2021 die folgende XXXIV. 
Nachtragssatzung zur Satzung über die Kostende-
ckung der Abfallbeseitigung in der Stadt Gütersloh 
(Abfallbeseitigungsgebührensatzung) vom 27.12.1978 
beschlossen:  
 

Artikel I 
Änderung von Satzungsbestimmungen 

 
1.  § 3 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

http://www.ortsrecht.guetersloh.de/
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„Die Gebührensätze betragen für ein Kalenderjahr 
 
a) bei 14-täglich einmaliger Abfuhr für einen 

Restabfallbehälter der Größe: 

1. 80 Liter 145,60 EUR 

2. 120 Liter 218,40 EUR 

3. 240 Liter 436,80 EUR 

4. 1.100 Liter 2.002,00 EUR 
 

b)  bei vierwöchentlich einmaliger Abfuhr für einen 
Restabfallbehälter der Größe: 

 
40 Liter  36,40   EUR 

 
c)  bei 14-täglich einmaliger Abfuhr für eine Kom-

posttonne der Größe: 

1. 80 Liter 80,80 EUR 

2. 120 Liter 121,20 EUR 

3. 240 Liter 242,40 EUR 

4. 660 Liter 666,60 EUR 
 

d)  bei 14-täglich einmaliger Abfuhr mit insgesamt 
17 Leerungen für eine Saison-Komposttonne 
der Größe: 

1. 80 Liter 52,83 EUR 

2. 120 Liter 79,25 EUR 

3. 240 Liter 158,49 EUR." 
 
2. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

 
„(2) Die Gebühren für einmalige und sonstige Leis-
tungen betragen: 
 
a) für einen Restabfallsack ca. 58 Liter  4,50 EUR 
 
b) für einen Kompostsack ca. 68 Liter    3,00 EUR 
 
c)   für eine Sperrmüllkarte bzw. eine  

Sperrmüllabfuhr (je max.4 cbm)       30,00 EUR 
 

d)   für sog. Sonderabfuhren von Abfall- 
behältern außerhalb der normalen  
Abfuhrrhythmen 

 

Restmüll u. Kompostbehälter  
bis 240 Liter                           15,00 EUR/Leerung 
Restmüllbehälter 1.100 Liter  45,00 EUR/Leerung 
Kompostbehälter 660 Liter     25,00 EUR/Leerung 

 
Die Gebühr nach Absatz 2 Satz 1 Buchstabe c) kann 
um weitere 30 EUR erhöht werden, wenn bei der 
Sperrmüllabholung aufgrund einer Schätzung der 
städtischen Mitarbeiter vor Ort festgestellt wird, dass 
die haushaltsübliche Menge von 4 cbm überschritten 
ist.“ 
 

Artikel II 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung da-
rauf hingewiesen, dass eine Verletzung der Verfah-

rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ih-
rer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Rates 

vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber 

der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Gütersloh, den 17.12.2021 
 
Norbert Morkes 
Bürgermeister 
 
Diese Bekanntmachung erhalten Sie unter 
www.ortsrecht.guetersloh.de 
Rubrik Stadtreinigung 
 
 
 
117/2021 
 
Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufhebung 
der Ordnungsbehördlichen Verordnung über einen 
verkaufsoffenen Sonntag anlässlich der Veranstal-
tung „Michaeliswoche“ in der Stadt Gütersloh vom 
14.09.2018 in der Fassung der 
1. Änderungsverordnung vom 30.04.2021 

 
Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung 
der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – 
LÖG NRW) vom 16.11.2006 (GV NRW, S. 516) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22.03.2018 (GV NRW, 
S. 172), wird von der Stadt Gütersloh als örtliche Ord-
nungsbehörde gemäß dem Beschluss des Rates der 
Stadt Gütersloh vom 17.12.2021 für das Gebiet der 
Stadt Gütersloh folgende Ordnungsbehördliche Ver-
ordnung erlassen: 
 
§ 1 
Die Ordnungsbehördliche Verordnung über einen ver-
kaufsoffenen Sonntag anlässlich der Veranstaltung 
„Michaeliswoche“ in der Stadt Gütersloh vom 
14.09.2018 in der Fassung der 
1. Änderungsverordnung vom 30.04.2021 wird aufge-
hoben. 
 
§ 2 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. 
 
Gütersloh, den 17.12.2021 
 
Stadt Gütersloh 
als örtliche Ordnungsbehörde 

http://www.ortsrecht.guetersloh.de/
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Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung da-
rauf hingewiesen, dass eine Verletzung der Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekom-
men dieser Ordnungsbehördlichen Verordnung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den, 

 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Rates 

vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber 

der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Gütersloh, den 17.12.2021 
 
Norbert Morkes 
Bürgermeister 
 
Diese Bekanntmachung erhalten Sie unter 
www.ortsrecht.guetersloh.de 
Rubrik Öffentliche Sicherheit & Ordnung 
 
 
 
118/2021 
 
Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung 
der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Gütersloh (FNP 2020) und Inkrafttreten des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 263/7 
„Einzelhandel Neuenkirchener Straße“ 

 
Der Rat der Stadt Gütersloh hat in seiner Sitzung am 
01.07.2021 die 12. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Stadt Gütersloh (FNP 2020) abschließend 
festgestellt und den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 263/7 „Einzelhandel Neuenkirchener Straße“ 
mit der Begründung nebst Umweltbericht mit Anlagen 
gemäß § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) 
i. V. m. §§ 7, 41 Absatz 1 Buchstabe g) der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der jeweils gültigen Fassung als Satzung wie 
folgt beschlossen: 
 

„1. Dem Durchführungsvertrag nebst Anlagen        
wird zugestimmt. 

2.  Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen 

von Seiten der Öffentlichkeit sowie der Be-

hörden und sonstiger Träger öffentlicher Be-

lange in seine Abwägung einbezogen und 

wertet diese wie in der Anlage aufgeführt. 

3.  Der Rat der Stadt fasst den Feststellungsbe-

schluss über die 12. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes der Stadt Gütersloh (FNP 

2020) und beschließt den vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan Nr. 263/7 „Einzelhandel 

Neuenkirchener Straße“ bestehend aus der 

Planzeichnung und den textlichen Festset-

zungen als Satzung und stimmt den jeweili-

gen Begründungen zu.“ 

 
Mit Verfügung vom 25.10.2021 (Az.: 35.02.01.200-
002/2021-001) hat die Bezirksregierung Detmold ge-
mäß § 6 des Baugesetzbuches die 12. Änderung des 
Flächennutzungsplanes genehmigt. 
 
Ziel der Bauleitplanverfahren ist es, die bauleitplaneri-
schen Voraussetzungen zu schaffen, um den seit vie-
len Jahren etablierten Lebensmitteldiscounter-
Standort zukunftsfähig neu ausrichten zu können und 
das Nahversorgungszentrum Neuenkirchener Straße 
langfristig zu sichern. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Flächennutzungs-
planes und des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes ist aus den nachstehenden Übersichtsplänen er-
sichtlich und durch eine schwarze unterbrochene Linie 
abgegrenzt bzw. kenntlich gemacht. Für die genauen 
Grenzen des Planungsgebietes sind die Grenzeintra-
gungen in dem Flächennutzungsplan und in dem Be-
bauungsplan verbindlich. 
 
Sie verlaufen zwischen dem Straßenverlauf der Neu-
enkirchener Straße im Nordosten und der angrenzen-
den Wohnbebauung der Angenetestraße im Südwes-
ten. Im Nordwesten bildet der Verlauf der Von-
Recklinghausen-Straße die Begrenzung. Im Südosten 
bildet die Grenze zur Wohnbebauung an der 
Schalückstraße die Abgrenzung der Plangebiete. 
 

 
Übersichtsplan zur 12. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Stadt Gütersloh (FNP 2020)  

Plangrundlage: Deutsche Grundkarte (ohne Maßstab)  
Datenlizenz Deutschland – Zero 
(https://www.govdata.de/dl-de/zero-2-0) 

http://www.ortsrecht.guetersloh.de/
https://www.govdata.de/dl-de/zero-2-0
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Übersichtsplan zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 263/7 „Einzelhandel  
Neuenkirchener Straße“ 

Plangrundlage: Deutsche Grundkarte (ohne Maßstab) 
Datenlizenz Deutschland – Zero 
(https://www.govdata.de/dl-de/zero-2-0) 
 
Die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes nebst 
Begründung und zusammenfassender Erklärung und 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 263/7 
„Einzelhandel Neuenkirchener Straße“ werden ab so-
fort zu jedermanns Einsicht beim Fachbereich Stadt-
planung der Stadt Gütersloh, Rathaus I, 
9. Obergeschoss, Berliner Straße 70, 33330 Güters-
loh, während der Öffnungszeiten bereitgehalten. In 
dieser Zeit bzw. nach vorheriger Terminabsprache 
kann über deren Inhalt Auskunft gegeben werden. 
 
Aus gegebenem Anlass zur Verhinderung der Verbrei-
tung der Atemwegserkrankung „Covid-19“ durch den 
Corona-Viruserreger SARS-Cov-2 kann das Rathaus 
aktuell nur mit der Vereinbarung eines Termins be-
sucht werden.  
 
Aus diesem Grunde ist für die Einsichtnahme ein Ter-
min unter der Telefonnummer 05241/82-2705 oder auf 
der Internetseite 
https://www.guetersloh.de/de/terminvereinbarung.php 
zu vereinbaren. 
 
Die Planunterlagen sind auch im Internet abrufbar un-
ter www.stadtplanung.guetersloh.de. 
 
Die oben benannte Genehmigung der 12. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Gütersloh und 
der Satzungsbeschluss des Rates der Stadt Gütersloh 
vom 01.07.2021 über den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Nr. 263/7 „Einzelhandel Neuenkirchener 
Straße“ werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Mit der Bekanntmachung wird die 12. Änderung des 
Flächennutzungsplanes gemäß § 6 Absatz 5 BauGB 
wirksam und der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
Nr. 263/7 „Einzelhandel Neuenkirchener Straße“ tritt 
gemäß § 10 Absatz 3 BauGB in Kraft. 
 

Hinweise: 

 
Nach § 215 Absatz 2 BauGB wird auf die Vorausset-
zungen für die Geltendmachung der Verletzung von 
Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden gemäß § 215 Absatz 1 BauGB 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 

beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und 

 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Stadt Gütersloh unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich 
sind. 
 
Gemäß § 44 Absatz 5 BauGB wird auf die Vorschriften 
des § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche 
nach den §§ 39 bis 43 BauGB und des § 44 Absatz 4 
BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsan-
sprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung hin-
gewiesen. 
 
Gemäß § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 BauGB kann der 
Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit 
des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. 
 
Gemäß § 44 Absatz 4 BauGB erlischt ein Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 
3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbei-
geführt wird. 
 
 

BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG 

 
 
I. Veröffentlichung 

 
Die oben benannte Genehmigung der Bezirksregie-
rung Detmold der 12. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Stadt Gütersloh sowie der Satzungs-
beschluss des Rates der Stadt Gütersloh vom 
01.07.2021 über den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 263/7 „Einzelhandel Neuenkirchener 
Straße“ werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 

https://www.govdata.de/dl-de/zero-2-0
https://www.guetersloh.de/de/terminvereinbarung.php
http://www.stadtplanung.guetersloh.de/
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II. Hinweise 

 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann eine Verlet-
zung der Verfahrens- oder Formvorschriften dieses 
Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung 
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntge-
macht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Gütersloh, 16.12.2021 
 
gez. 
 
Norbert Morkes  
Bürgermeister 
 
 
 

119/2021 
 
Veröffentlichung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes der Stadtwerke Gütersloh GmbH, 
der Netzgesellschaft Gütersloh mbH und der 
Stadtbus Gütersloh GmbH zum 31.12.2020 

 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN 

ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Stadtwerke Gütersloh GmbH, Gütersloh 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-

SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS  

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke Gü-

tersloh GmbH, Gütersloh, – bestehend aus der Bilanz 

zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Ver-

lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 

zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, ein-

schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Be-

wertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 

wir den Lagebericht der Stadtwerke Gütersloh GmbH 

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2020 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-

fung gewonnenen Erkenntnisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2020 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht die-
ser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 

unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 

Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 

HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-

führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 

und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichts" unseres Bestätigungsver-

merks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 

Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-

chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-

schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 

die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausrei-

chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-

bericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jah-

resabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 

Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
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schen handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesent-

lichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-

resabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-

mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-

wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-

stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 

um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu er-

möglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 

oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 

gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähig-

keit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie 

die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 

einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 

verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-

gungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsäch-

liche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-

lich für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-

schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 

mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-

schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-

ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnah-

men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 

um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-

stimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetz-

lichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-

chende geeignete Nachweise für die Aussagen im La-

gebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 

des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-

über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 

frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-

sichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der La-

gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der La-

ge der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-

chen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 

Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten entspricht und die Chancen und Risiken der zu-

künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 

Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-

fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-

richt beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-

heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-

stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-

sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-

gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-

tieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 

vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 

einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 

Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-

schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein-

flussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-

messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-

tung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-
sentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtig-
ter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 
sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zu-
sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-
ten können.  

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des 
Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft 
abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der 
von den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-
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schätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf 
der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammen-
hang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-
cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerun-
gen auf der Grundlage der bis zum Datum unse-
res Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die Ge-
sellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau 
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss 
die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Er-
eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage der Gesellschaft. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Ba-
sis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidba-
res Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 
von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-

lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-

feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im in-

ternen Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-

fung feststellen. 

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHT-

LICHE ANFORDERUNGEN 

Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der 

Rechnungslegungspflichten nach § 6b 

Abs. 3 EnWG 

Prüfungsurteile 

Wir haben geprüft, ob die Gesellschaft ihre Pflichten 

nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Führung ge-

trennter Konten für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 

bis zum 31. Dezember 2020 eingehalten hat. Darüber 

hinaus haben wir die Tätigkeitsabschlüsse für die Tä-

tigkeiten „Elektrizitätsverteilung“ und „Gasverteilung“ 

nach § 6b Abs. 3 Satz 1 EnWG – bestehend jeweils 

aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Ge-

winn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 sowie die als 

Anlage beigefügten Angaben zu den Rechnungsle-

gungsmethoden für die Aufstellung der Tätigkeitsab-

schlüsse – geprüft. 

 Nach unserer Beurteilung wurden die Pflichten 
nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Füh-
rung getrennter Konten in allen wesentlichen Be-
langen eingehalten.  

 Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entsprechen 
die beigefügten Tätigkeitsabschlüsse in allen we-
sentlichen Belangen den deutschen Vorschriften 
des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der Pflichten 

zur Führung getrennter Konten und der Tätigkeitsab-

schlüsse in Übereinstimmung mit § 6b Abs. 5 EnWG 

unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Prüfung 

nach § 6b Energiewirtschaftsgesetz (IDW PS 610 n.F.) 

durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-

schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwor-

tung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhal-

tung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 

EnWG“ weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 

Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
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chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-

schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. Wir wenden als Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft die Anforderungen des IDW Quali-

tätssicherungsstandards: Anforderungen an die Quali-

tätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 

1) an. Wir sind der Auffassung, dass die von uns er-

langten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 

sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zur 

Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b 

Abs. 3 EnWG zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Ein-

haltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b 

Abs. 3 EnWG 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 

Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 

5 EnWG zur Führung getrennter Konten. Die gesetzli-

chen Vertreter sind auch verantwortlich für die Aufstel-

lung der Tätigkeitsabschlüsse nach den deutschen 

Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG.  

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-

lich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig 

erachtet haben, um die Pflichten zur Führung getrenn-

ter Konten einzuhalten.  

Die Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die 

Tätigkeitsabschlüsse entspricht der im Abschnitt „Ver-

antwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-

abschluss und den Lagebericht“ hinsichtlich des Jah-

resabschlusses beschriebenen Verantwortung mit der 

Ausnahme, dass der jeweilige Tätigkeitsabschluss 

kein unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage der Tätigkeit zu vermitteln 

braucht. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 

der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach 

§ 6b Abs. 3 EnWG 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-

über zu erlangen, 

 ob die gesetzlichen Vertreter ihre Pflichten nach 
§ 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Führung ge-
trennter Konten in allen wesentlichen Belangen 
eingehalten haben und  

 ob die Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen 
Belangen den deutschen Vorschriften des § 6b 
Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG entsprechen.  

Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen Vermerk in 

den Bestätigungsvermerk aufzunehmen, der unsere 

Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungsle-

gungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG beinhaltet. 

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten nach § 6b 

Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG zur Führung getrennter 

Konten umfasst die Beurteilung, ob die Zuordnung der 

Konten zu den Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 

bis 4 EnWG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt 

ist und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde. 

Unsere Verantwortung für die Prüfung der Tätigkeits-

abschlüsse entspricht der im Abschnitt „Verantwortung 

des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts“ hinsichtlich des Jah-

resabschlusses beschriebenen Verantwortung mit der 

Ausnahme, dass wir für den jeweiligen Tätigkeitsab-

schluss keine Beurteilung der sachgerechten Gesamt-

darstellung vornehmen können. 

 

Bielefeld, den 3. März 2021 

 

PricewaterhouseCoopers GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

Hubert Ahlers               ppa. Sven Galbarski 
Wirtschaftsprüfer          Wirtschaftsprüfer 
 
 
 
BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN 
ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Netzgesellschaft Gütersloh mbH, Gütersloh 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-

SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS  

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Netzgesellschaft 

Gütersloh mbH, Gütersloh, – bestehend aus der Bi-

lanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und 

Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 

bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, ein-

schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Be-

wertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 

wir den Lagebericht der Netzgesellschaft Gütersloh 
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mbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2020 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-

fung gewonnenen Erkenntnisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2020 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht die-
ser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 

unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 

Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 

HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-

führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 

und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichts" unseres Bestätigungsver-

merks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 

Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-

chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-

schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 

die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausrei-

chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-

bericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jah-

resabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 

Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-

schen handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesent-

lichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-

resabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-

mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-

wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-

stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 

um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu er-

möglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 

oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 

gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähig-

keit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie 

die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 

einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 

verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-

gungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsäch-

liche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-

lich für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-

schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 

mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-

schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-

ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnah-

men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 

um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-

stimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetz-

lichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-

chende geeignete Nachweise für die Aussagen im La-

gebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 

des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-

über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
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frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-

sichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der La-

gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der La-

ge der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-

chen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 

Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten entspricht und die Chancen und Risiken der zu-

künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 

Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-

fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-

richt beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-

heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-

stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-

sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-

gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-

tieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 

vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 

einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 

Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-

schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein-

flussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-

messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-

tung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-
sentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtig-
ter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 
sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zu-
sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-
ten können.  

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des 
Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft 
abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der 
von den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf 
der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammen-
hang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-
cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerun-
gen auf der Grundlage der bis zum Datum unse-
res Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die Ge-
sellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau 
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss 
die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Er-
eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage der Gesellschaft. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Ba-
sis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidba-
res Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 
von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-

lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-

feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im in-

ternen Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-

fung feststellen. 

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHT-

LICHE ANFORDERUNGEN 

Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der 

Rechnungslegungspflichten nach § 6b 

Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 

Prüfungsurteile 

Wir haben geprüft, ob die Gesellschaft ihre Pflichten 

nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 

Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2020 eingehalten hat. Darüber hinaus 

haben wir die Tätigkeitsabschlüsse für die Tätigkeiten 

„Elektrizitätsverteilung“, „Gasverteilung“ und „moder-

ner Messstellenbetrieb“ nach § 6b Abs. 3 Satz 1 

EnWG sowie § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG – bestehend je-

weils aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der 

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 sowie die 

als Anlage beigefügten Angaben zu den Rechnungs-

legungsmethoden für die Aufstellung der Tätigkeitsab-

schlüsse – geprüft. 

 Nach unserer Beurteilung wurden die Pflichten 
nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 
Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Kon-
ten in allen wesentlichen Belangen eingehalten.  

 Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entsprechen 
die beigefügten Tätigkeitsabschlüsse in allen we-
sentlichen Belangen den deutschen Vorschriften 
des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 
Abs. 4 Satz 2 MsbG. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der Pflichten 

zur Führung getrennter Konten und der Tätigkeitsab-

schlüsse in Übereinstimmung mit § 6b Abs. 5 EnWG 

unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Prüfung 

nach § 6b Energiewirtschaftsgesetz (IDW PS 610 n.F.) 

durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-

schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwor-

tung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhal-

tung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 

EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG“ weitergehend be-

schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-

gig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-

rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und ha-

ben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 

Wir wenden als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die 

Anforderungen des IDW Qualitätssicherungsstan-

dards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der 

Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1) an. Wir sind der 

Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-

nachweise ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zur Einhaltung 

der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 

EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Ein-

haltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b 

Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 

Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 

5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung ge-

trennter Konten. Die gesetzlichen Vertreter sind auch 

verantwortlich für die Aufstellung der Tätigkeitsab-

schlüsse nach den deutschen Vorschriften des § 6b 

Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 2 

MsbG.  

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-

lich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig 

erachtet haben, um die Pflichten zur Führung getrenn-

ter Konten einzuhalten.  

Die Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die 

Tätigkeitsabschlüsse entspricht der im Abschnitt „Ver-

antwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-

abschluss und den Lagebericht“ hinsichtlich des Jah-

resabschlusses beschriebenen Verantwortung mit der 

Ausnahme, dass der jeweilige Tätigkeitsabschluss 

kein unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage der Tätigkeit zu vermitteln 

braucht. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 

der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach 

§ 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
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Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-

über zu erlangen, 

 ob die gesetzlichen Vertreter ihre Pflichten nach 
§ 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten in al-
len wesentlichen Belangen eingehalten haben 
und  

 ob die Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen 
Belangen den deutschen Vorschriften des § 6b 
Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG entsprechen.  

Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen Vermerk in 

den Bestätigungsvermerk aufzunehmen, der unsere 

Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungsle-

gungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 

Satz 2 MsbG beinhaltet. 

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten nach § 6b 

Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 

MsbG zur Führung getrennter Konten umfasst die Be-

urteilung, ob die Zuordnung der Konten zu den Tätig-

keiten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 4 EnWG sowie 

nach § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG sachgerecht und nach-

vollziehbar erfolgt ist und der Grundsatz der Stetigkeit 

beachtet wurde. 

Unsere Verantwortung für die Prüfung der Tätigkeits-

abschlüsse entspricht der im Abschnitt „Verantwortung 

des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts“ hinsichtlich des Jah-

resabschlusses beschriebenen Verantwortung mit der 

Ausnahme, dass wir für den jeweiligen Tätigkeitsab-

schluss keine Beurteilung der sachgerechten Gesamt-

darstellung vornehmen können. 

 

Bielefeld, den 3. März 2021 

 

PricewaterhouseCoopers GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

Hubert Ahlers               ppa. Sven Galbarski 

Wirtschaftsprüfer          Wirtschaftsprüfer 

 

 

 

 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN 

ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Stadtbus Gütersloh GmbH, Gütersloh 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtbus Güters-

loh GmbH, Gütersloh, – bestehend aus der Bilanz zum 

31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlust-

rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 

zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, ein-

schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Be-

wertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 

wir den Lagebericht der Stadtbus Gütersloh GmbH für 

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2020 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-

fung gewonnenen Erkenntnisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2020 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht die-
ser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 

unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 

Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 

HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-

führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 

und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des 
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Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichts" unseres Bestätigungsver-

merks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 

Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-

chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-

schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 

die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausrei-

chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-

bericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jah-

resabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 

Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-

schen handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesent-

lichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-

resabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-

mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-

wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-

stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 

um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu er-

möglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 

oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 

gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähig-

keit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie 

die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 

einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 

verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-

gungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsäch-

liche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-

lich für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-

schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 

mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-

schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-

ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnah-

men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 

um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-

stimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetz-

lichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-

chende geeignete Nachweise für die Aussagen im La-

gebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 

des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-

über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 

frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-

sichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der La-

gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der La-

ge der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-

chen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 

Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten entspricht und die Chancen und Risiken der zu-

künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 

Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-

fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-

richt beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-

heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-

stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-

sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-

gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-

tieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 

vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 

einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 

Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-

schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein-

flussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-

messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-

tung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-
sentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtig-
ter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 
sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
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gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zu-
sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-
ten können.  

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des 
Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft 
abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der 
von den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf 
der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammen-
hang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-
cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerun-
gen auf der Grundlage der bis zum Datum unse-
res Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die Ge-
sellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau 
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss 
die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Er-
eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage der Gesellschaft. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Ba-
sis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidba-
res Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 
von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-

lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-

feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im in-

ternen Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-

fung feststellen. 

 

Bielefeld, den 3. März 2021 

 

PricewaterhouseCoopers GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 
Hubert Ahlers               ppa. Sven Galbarski 
Wirtschaftsprüfer          Wirtschaftsprüfer 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das nächste Amtsblatt erscheint voraussichtlich 
am 21.01.2022. 

 
Das Amtsblatt finden Sie im Internet unter 
www.amtsblatt.guetersloh.de. 

http://www.amtsblatt.guetersloh.de/


ANLAGE: Änderung des Straßenverzeichnisses 
  
 

  Straße       Reinigungsklasse/Erläuterung      

A) Ergänzungen im 
Verzeichnis  

SR = Straßenreinigung, WD = Winterdienst, 
gOL = geschlossene Ortslage, BT = 
Bauträgerstr.      

         
(keine)         
         

         
B) Änderungen im 
Verzeichnis       

bisher: Waltemats Feld C gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Waltemats Feld C gesamt  D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

         
bisher: Paul-Gronemeyer-Str. gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Paul-Gronemeyer-Str. gesamt  D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

         
bisher: Hermann-Löns-Str. gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Hermann-Löns-Str. gesamt  D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

         
bisher: Pestalozzistr.  außer Stichstraßen B - SR und WD durch die Stadt   

 Pestalozzistr.  Stichstraßen  F - keine Leistungen durch die Stadt  

neu: Pestalozzistr.  Auf der Benkert - Wichernstr. D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

 Pestalozzistr.  Stichstraßen  F - keine Leistungen durch die Stadt  

         
bisher: Franckestr.  gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Franckestr.  gesamt  D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

         
bisher: Grüne Str.  Berliner Str. - Ackerstr. B - SR und WD durch die Stadt   

   Ackerstr. - Nordling F - keine Leistungen durch die Stadt  

neu: Grüne Str.  gesamt  F - keine Leistungen durch die Stadt  

         
bisher: Scharnhorststr.  gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Scharnhorststr.  gesamt  D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

         
bisher: Ackerstr.  gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Ackerstr.  Nordring - Bismarckstr. B - SR und WD durch die Stadt   

   Bismarckstr. - Grüne Str. F - keine Leistungen durch die Stadt  

         
bisher: Malvenweg  einschl. südl. Umfahrt B - SR und WD durch die Stadt   

   nördl. Stichstraße F - keine Leistungen durch die Stadt  

neu: Malvenweg  außer nördliche Stichstraße D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

   nördl. Stichstraße F - keine Leistungen durch die Stadt  

         
bisher: Im Krupploch  Hovestrang - Lühnstroths Weg B - SR und WD durch die Stadt   

   Lünstroths Weg - Münsterlandstr. F - keine Leistungen durch die Stadt  

neu: Im Krupploch  gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
         

bisher: Krähenweg  gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Krähenweg  gesamt  D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

         
bisher: Meisenweg  gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Meisenweg  gesamt  D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

         
bisher: Sophienstr.  gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Sophienstr.  gesamt  D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

         
bisher: Westheermannstr. Luisenstr. - Viktoriastr. B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Westheermannstr. Luisenstr. - Viktoriastr. D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

         
bisher: Wilhelm-Lehmann-Str. Bockschatzweg - Bockschatzweg B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Wilhelm-Lehmann-Str. Bockschatzweg - Bockschatzweg D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 
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bisher: Dammstr. (Wohnstr.) gesamt  B - SR und WD durch die Stadt   
neu: Dammstr. (Wohnstr.) gesamt  D - SR durch die Stadt, kein WD-Bed. auf der Fahrbahn 

         
bisher: Thesings Allee  Dalkebach - Emilienstr. C - WD Stadt, kein Reinigungsbedarf  

 Thesings Allee  Emilienstr. - Neuenkirchener Str. E - SR übertragen, WD duch die Stadt  

neu: Thesings Allee  Dalkebach - Parkstr. F - keine Leistungen durch die Stadt  

 Thesings Allee  Parkstr. - Neuenkirchener Str. E - SR übertragen, WD duch die Stadt  

 
 
 


